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In den Verwaltungsausschuss   am   TOP: 
 
In den Rat      am   TOP: 
 

SPD-Fraktion im Rat der Stadt Laatzen 
Dr. Matthias Miersch  
Postfach 110440, 30859 Laatzen 
Tel. 0511962890 (dienstl.) • Tel. 05119628930• e-mail RAe.Buschmann@htp-tel.de   
              
 
 

Herrn 
Bürgermeister Hauke Jagau 
Rathaus 
30880 Laatzen      Laatzen, 6. Januar 2005 
 
Aufgreifen der Initiative der Bundesregierung, kommunale 
Patenschaften für Projekte in Südostasien zu übernehmen  

 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 
 
im Namen und Auftrag der SPD-Fraktion bitte ich Sie, den Punkt  
 
 

- Gründung kommunaler Patenschaften für Projekte in der sog. 
Zweiten und Dritten Welt   

 
 

auf die Tagesordnungen der Sitzungen der zuständigen Gremien zu nehmen. 
 
Angesichts der verheerenden Flutkatastrophe hat die Bundesregierung dazu 
aufgerufen, kommunale Patenschaften in Südostasien zu übernehmen. Wir 
unterstützen diese Initiative und meinen, dass die Stadt Laatzen gemeinsam mit 
anderen Kommunen in der Region Hannover und mit der Region eine 
entsprechende Patenschaft für konkrete Projekte der Hilfe zur Selbsthilfe 
übernehmen sollte.  
 
Allerdings ist es aus unserer Sicht notwendig, das Thema auch mittel- und 
langfristig zu verfolgen und nicht nur aufgrund kurzfristiger Betroffenheit zu 
handeln. Das schreckliche Geschehen sollte Anlaß sein, generell über 
Patenschaften mit Regionen in der Zweiten und Dritten Welt auch auf anderen 
Kontinenten nachzudenken. Auch hier benötigen zahllose Menschen unsere 
Solidarität, ohne die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit zu erhalten. An die 
Gespräche mit Vertretern aus Guinea im Laatzener Rathaus erinnern wir. Eine 
Patenschaft muss auch eine Auseinandersetzung mit den strukurellen Ursachen 
für Armut und Unterentwicklung in den jeweiligen Regionen beinhalten. Die 
Auseinandersetzung mit diesen Fragen wird erfolgen, wenn die Hilfe für konkrete 
Projekte vor Ort thematisiert und organisiert wird. Dass gerade die Regionen für 
eine Patenschaft in Betracht kommen, die nicht durch den Tourismus ohnehin 
eine besondere Förderung erfahren, versteht sich von selbst.  

 
 

Dr. Miersch 
Fraktionsvorsitzender      


